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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Wasserverbandsgesetzes

A. Problem und Ziel
Nach einem Urteil des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg vom 26. Januar
1998 sind die vielfach praktizierten rückwirkenden Satzungsänderungen von
Wasser- und Bodenverbänden – obwohl in den verfassungsrechtlichen Grenzen
zur Rückwirkung zulässig – mit dem Wortlaut des § 58 Abs. 2 Satz 2 des Was-
serverbandsgesetzes (WVG) nicht vereinbar. Nur durch eine Änderung dieser
Vorschrift kann die durch das Gerichtsurteil entstandene Gefahr unkalkulierba-
rer Beitragsausfälle für die Verbände beseitigt werden.

B. Lösung
Der Wortlaut des § 58 Abs. 2 Satz 2 WVG wird angepasst, so dass auch eine
rückwirkende Änderung von Satzungen gesetzlich zulässig ist.

C. Alternativen
Keine

D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte
1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand
Keine

2. Vollzugsaufwand
Kein Vollzugsaufwand.

E. Sonstige Kosten
Keine
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Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Wasserverbandsgesetzes

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Wasserverbandsgesetzes

In § 58 Abs. 2 Satz 2 des Wasserverbandsgesetzes vom
12. Februar 1991 (BGBl. I S. 405) wird das Wort „späterer“
durch das Wort „anderer“ ersetzt.

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil
Der Gesetzentwurf sieht eine Änderung von § 58 Abs. 2
Satz 2 WVG vor. Die Vorschrift regelt die Voraussetzungen,
unter denen Wasser- und Bodenverbände Satzungsänderun-
gen vornehmen können.
Nach Erlass des WVG im Jahr 1991 gingen Rechtsprechung
und Rechtspraxis wie bereits unter dem davor geltenden
Recht davon aus, dass Wasser- und Bodenverbände Satzun-
gen auch rückwirkend ändern können, soweit im Einzel-
fall – entsprechend den Grundsätzen der Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts zur Rückwirkung von Nor-
men – eine Rückwirkung zulässig war.
Das Oberverwaltungsgericht Lüneburg hat jedoch durch Ur-
teil vom 26. Januar 1998 (3 L 2217/95) entschieden, dass
der Wortlaut von § 58 Abs. 2 Satz 2 WVG die rückwirkende
Änderung von Satzungen der Wasser- und Bodenverbände
ausschließe. Dort sei ausdrücklich bestimmt, dass die Ände-
rung einer Satzung mit der Bekanntmachung in Kraft trete,
wenn nicht ein späterer Zeitpunkt festgelegt sei.
Das Urteil des Oberverwaltungsgerichts gibt Anlass, den
Wortlaut des § 58 Abs. 2 Satz 2 WVG zu ändern, um rück-
wirkende Satzungsänderungen weiterhin zu ermöglichen.
Wasser- und Bodenverbände regeln durch Satzungen die
Rechtsverhältnisse zu ihren Mitgliedern, u. a. auch die für
eine effiziente Verbandstätigkeit wichtige Erhebung von
Verbandsbeiträgen. Sie sind auf die Möglichkeit rückwir-
kender Satzungsänderungen angewiesen, um beispielsweise
Formfehler von Satzungen rückwirkend zu heilen und von
ihren Mitgliedern auf gültiger Rechtsgrundlage Beiträge für
in der Vergangenheit erbrachte Leistungen zu erheben.
Ohne die Möglichkeit eines rückwirkenden Inkrafttretens
von Satzungsänderungen bestünde für die Verbände die Ge-
fahr unkalkulierbarer Beitragsausfälle.
Die rückwirkende Änderung von Satzungen ist im Rahmen
der verfassungsrechtlichen Grenzen anerkannt. Der Schutz
der Mitglieder von Wasser- und Bodenverbänden ist ge-
wahrt durch die Schranken, die die Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts einer rückwirkenden Inkraftset-
zung von Normen zieht (vgl. ständige Rechtsprechung
BVerfGE 13, 261 (272); 19, 187 (195)).
Die Gesetzesänderung wird sich nicht kostensteigernd auf
die Haushalte der Länder und Kommunen auswirken, da es

lediglich darum geht, eine bisher in vielen Fällen geübte
Praxis nun gesetzeskonform auszugestalten. Soweit Kom-
munen als Mitglieder von Wasser- und Bodenverbänden
verpflichtet sind, Mitgliedsbeiträge an den Verband auf-
grund einer rückwirkenden Satzungsänderung zu entrichten,
können sie diese auf den Bürger umlegen.

Auswirkungen auf Einzelpreise, auf das allgemeine Preisni-
veau sowie auf Verbraucherinnen und Verbraucher sind
nicht gegeben.

Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes ergibt sich aus
Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11, 14, 17 bis 19, 20 und 21 Grundge-
setz sowie aus Artikel 75 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und 4 Grund-
gesetz.

Das nach Artikel 72 Abs. 2 Grundgesetz erforderliche Be-
dürfnis nach einer bundesgesetzlichen Regelung liegt vor.
Die organisationsrechtlichen Vorschriften über die Änderung
von Satzungen, die – wie schon nach geltendem Recht – für
alle Wasser- und Bodenverbände im Bundesgebiet einheit-
lich gelten sollen, machen zur Herstellung gleichwertiger
Lebensverhältnisse im Bundesgebiet und zur Wahrung der
Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Inte-
resse eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Änderung des § 58 Abs. 2 Satz 2 WVG)
Um dem Urteil des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg zur
Vereinbarkeit von rückwirkenden Satzungsänderungen mit
dem Wortlaut des § 58 Abs. 2 Satz 2 WVG Rechnung zu
tragen, soll in § 58 Abs. 2 Satz 2 WVG das Wort „späterer“
durch das Wort „anderer“ ersetzt werden. Die geänderte
Vorschrift sieht danach vor, dass eine Änderung der Satzung
von der Aufsichtsbehörde öffentlich bekannt zu machen ist
und mit der Bekanntmachung in Kraft tritt, wenn nicht ein
anderer Zeitpunkt festgelegt ist. Auch eine rückwirkende
Satzungsänderung ist damit vom Wortlaut des § 58 Abs. 2
Satz 2 WVG erfasst.

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten)
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Gesetzesände-
rung.
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